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mäßigen Änderungsverfahrens Rechtsrwirksamkeit zu ver­
schaffen, bevor der endgültige (oder revidierte) Wortlaut des 
Anhangs dem Generalsekretär übermittelt wird.

Die Konvention selbst hat auf die in den Satzungen der 
Spezialorganisationen enthaltenen Vorschriften und auf son­
stige Rechte und Pflichten, die die Spezialorganisationen ha­
ben, erwerben oder übernehmen, keine aufhebende oder ein­
schränkende Wirkung.

Artikel XI 
Schlußbestimmungen

§ 41
Der Beitritt eines Mitglieds der Vereinten Nationen und 

(vorbehaltlich des § 42) jedes Mitgliedstaates einer Spezial­
organisation erfolgt durch Hinterlegung einer Beitritts­
urkunde beim Generalsekretär der Organisation der Verein­
ten Nationen und wird mit dem Tage der Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde wirksam.

§ 42
Jede beteiligte Spezialorganisation übermittelt den Wort­

laut der vorliegenden Konvention sowie der sie betreffenden 
Anhänge denjenigen ihrer Mitglieder, die nicht Mitglieder 
der Vereinten Nationen sind; sie fordert sie auf, der Konven­
tion, soweit sie sich auf die betreffende Spezialorganisation 
bezieht, durch Hinterlegung der erforderlichen Beitritts­
urkunde beim Generaldirektor der Spezialorganisation beizu­
treten.

§ 43
Jeder Staat, der Partei dieser Konvention ist, bezeichnet in 

seiner Beitrittsurkunde die Spezialorganisation oder die Spe­
zialorganisationen, auf die er die Bestimmungen dieser Kon­
vention anzuwenden sich verpflichtet. Jeder Staat, der Partei 
dieser Konvention ist, kann sich durch eine spätere schrift­
liche Mitteilung an den Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen verpflichten, die Bestimmungen der vorliegenden Kon­
vention auf eine oder mehrere andere Spezialorganisationen 
anzuwenden. Diese Mitteilung wird mit dem Tage ihres Ein­
gangs beim Generalsekretär wirksam.

§ 44
Die vorliegende Konvention tritt zwischen jedem Staat, der 

Partei dieser Konvention ist, und einer Spezialorganisation 
in Kraft, sobald sie auf diese Spezialorganisation gemäß § 37 
anwendbar geworden ist und der Mitgliedstaat sich verpflich­
tet hat, die Bestimmungen der vorliegenden Konvention ge­
mäß § 43 anzuwenden.

§ 45
Der Generalsekretär der Organisation der Vereinten Natio­

nen benachrichtigt alle Mitgliedstaaten der Vereinten Natio­
nen sowie alle Mitgliedstaaten der Spezialorganisationen und 
die Generaldirektoren der Spezialorganisationen von der 
Hinterlegung der Beitrittsurkunde, die bei ihm gemäß § 41, 
und von allen späteren Mitteilungen, die bei ihm gemäß § 43 
eingegangen sind. Der Generaldirektor der Spezialorganisa­
tion setzt den Generalsekretär der Vereinten Nationen und 
die Mitglieder der beteiligten Spezialorganisation von der 
Hinterlegung jeder Beitrittsurkunde in Kenntnis, die bei ihm 
gemäß § 42 hinterlegt wird.

§ 46
Nach der Hinterlegung der Beitrittsurkunde oder der spä­

teren Mitteilung eines Staates muß dieser Staat in der Lage 
sein, nach seinem Recht die Bestimmungen dieser Konven­
tion in der abgeänderten Fassung, die sich aus dem endgülti­
gen Wortlaut der Anhänge ergibt, auf die sich seine Beitritts­
urkunde oder seine spätere Mitteilung bezieht, zur Anwen­
dung zu bringen.

§ 47
1. Vorbehaltlich der Bestimmungen der Ziffern 2 und 3 

dieses Paragraphen verpflichtet sich jeder Staat, der Partei 
der vorliegenden Konvention ist, diese Konvention auf alle 
Spezialorganisationen anzuwenden, die von diesem Staat in

seiner Beitrittsurkunde oder in einer späteren Mitteilung er­
wähnt werden, bis eine revidierte Konvention oder ein revi­
dierter Anhang dieser Spezialorganisation in Kraft getreten 
ist und der Staat die revidierte Konvention oder den revi­
dierten Anhang angenommen hat. Handelt es sich um einen 
revidierten Anhang, so erfolgt die Annahme von seiten der 
Staaten durch eine an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete Mitteilung, die an dem Tage ihres Ein­
gangs beim Generalsekretär wirksam wird.

2. Jedoch kann jeder Staat, der Partei der vorliegenden 
Konvention und der nicht oder nicht mehr Mitglied einer 
Spezialorganisation ist, in einer schriftlichen Mitteilung den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen und den General­
direktor der beteiligten Spezialorganisation davon in Kennt­
nis setzen, daß er beabsichtigt, dieser Organisation die Ver­
günstigungen aus der vorliegenden Konvention von einem 
bestimmten Zeitpunkt ab, der mindestens drei Monate nach 
dem Tage des Eingangs dieser Mitteilung liegen muß, nicht 
mehr zu gewähren.

3. Jeder Staat, der Partei der vorliegenden Konvention ist, 
ist berechtigt, die Vergünstigungen der vorliegenden Konven­
tion einer Spezialorganisation zu entziehen, die der Organi­
sation der Vereinten Nationen nicht mehr angeschlossen 
ist.

4. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen setzt alle 
Mitgliedstaaten, die dieser Konvention beigetreten sind, von 
jeder Mitteilung in Kenntnis, die ihm gemäß den Bestimmun­
gen dieses Paragraphen übermittelt wird.

§ 48
Auf Antrag eines Drittels der Staaten, die Parteien der vor­

liegenden Konvention sind, hat der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen eine Konferenz zum Zwecke der Revi­
sion der Konvention einzuberufen.

§ 49
Der Generalsekretär übermittelt eine Kopie der vorliegen­

den Konvention jeder Spezialorganisation und den Regie­
rungen aller Mitglieder der Vereinten Nationen.

Anlage I
Internationale Arbeitsorganisation

Die allgemeinen Bestimmungen finden auf die Internatio­
nale Arbeitsorganisation mit folgender Maßgabe Anwen­
dung :

(1) Artikel V (mit Ausnahme des § 13 Buchst, c) sowie Ar­
tikel VII § 25 Absätze 1 und 2 Ziff. I finden auf die Arbeit­
geber- und Arbeitnehmervertreter und deren Stellvertreter im 
Verwaltungsrat der Internationalen Arbeitsorganisation sowie 
auf die sie vertretenden Personen Anwendung; jedoch kann 
nur der Verwaltungsrat die Immunität einer solchen Person 
nach § 16 aufheben.

(2) Die in § 21 der allgemeinen Bestimmungen erwähnten 
Privilegien, Immunitäten, Befreiungen und Erleichterungen 
werden auch jedem Stellvertretenden Generaldirektor und 
jedem Unter-Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes gewährt.

(3) (i) Sachverständige (mit Ausnahme von Beamten im 
Sinne des Artikels VI), die in Ausschüssen der Organisation 
tätig sind oder Aufträge für die Organisation erledigen, ge­
nießen folgende Privilegien und Immunitäten, soweit dies zur 
wirksamen Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig ist, und 
zwar auch auf Reisen, die sie anläßlich ihrer Tätigkeit in 
Verbindung mit diesen Ausschüssen oder Aufträgen unter­
nehmen :

a) Immunität von persönlicher Festnahme und von der Be­
schlagnahme ihres persönlichen Gepäcks;


